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Rechtsgrundlagen 
NeufaHung des Baugesetzbuches (BauGB) In der Fassung der Bekanntmachung vom 
27.8.1997 (BGBI. I, 2141}, In Verbindung mH der Baunutzungaverordnung l.d.F. vom 
23.1.1990 (BGBI. I, 132) zuletzt geändert durch das Gonlz vom 22.4.1993 (BGBI. I, 466, 
479), der Planzeichenverordnung vom 18.12.1990 (BGBI. 1, 58), sowie der HeHi■chen 
Bauordnung l.d.F. vom 18.06.2002 (GVBI. I, 274). 

Textliche Festsetzungen und Hinweise 
1. Planungsrechtliche Festsetzungen 

1.1 Gemiß § 1 Abs. 6 BauNVO sind dla nach§ 8 Ab■. 3 Nr. 3 BauNVO auanahmawalse 
zulässigen Vergnügungsstätten nicht zugelassen. 

1.2 Im Plangeblet sind Jedlgllch Nutzungen, Betriebe und Anlagen zulä11ig, bei denen 
1lcherge1tellt lat, dan der Beurtallungapegel am MUichen Gebletarand einen 
Maximalwert von 55 dB(A) bei Tag und 40 dB(A) bei Nacht nicht überschreitet. Das sind 
die Orientierungswerte der DIN 18005 u.a. für allgemeine Wohngebiete (§ 1 Abs. 5 und 9 
BauNVO). 

2. Planungsrechtllche Festsetzungen zur Landschaftsplanung 
gern.§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25a BauGB 

2.1 Die Grundstücksflilchen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB sind von Verdichtung, Verslegalung und 
baulichen Anlagen fralzuhalten. Dia Bereiche sind als mehrrelhlga Gehölzbepflanzung aus 
heimischen Laubstriuchem und Laubblumen anzulegen. 

2.2 Nicht überbaute und nicht für ErschlleBungszwecke, Stellplätze und Lagerflächen 
benötigte Grundstücksflächen sind zu begrünen. Wege, Stellplätze etc. sind 
verslckerungsfählg herzustellen. 

2.3 Bel Sammelstellplätzen Ist Je 5 Stellplätze ein erhöhtes, nicht befahrbares Pflanzbeet 
mit einer Mlndestfliche von 2,0 x 2,0 m vorzuuhan und mH einem Baum 1. Ordnung als 
Hochstamm zu bepflanzen. 

2.4 Auf den gern.§ 9 Abs. 1 Nr.20 BauGB festgesetzten Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft sind folgende 
Ma&nahmen durchzuführen: 
- Maßnahme 1: Frellegung und Renaturierung eines verrohrten Grabens Im Bereich der 
zu schaffenden Gryplandflächen Im Norden entlang des Salzbach• (nord6atllche 
Teilfläche Flurstücirt!218) 
- Maßnahme 2: 1 x jährliche Mahd auf den nordöstlichen Tellflichen der Flurstücke 74 
und 76/1 sowie auf den Flurstücken 80-82, 84, 85. Dia Mahd Ist abschnittsweise 
vorzunehmen, das Mähgut wird von der Fläche entfernt. Kein Aufbringen von 
Düngemitteln undltesttzlden. 
- Maßnahme 3: Mahd alle zwei Jahre Im Herbst auf den Flu1'9tücken 86-89, 90-94, 95/1, 
98/1, 97/1, 98/1, 99/2. Die Mahd Ist abschnittsweise vorzunehmen. Kein Aufbringen von 

Düngemitteln und Pestiziden. 
- Maßnahme 4: Anpflanzen von Gehölzgruppen aus Schwarz-Erlen und Weiden an den 
vorhandenen Gräben und Im Grilnland laut zelchnerlecher Darstellung. 

2.5 Die Uferbereiche der Entwäsaerungsgriben alnd gern. Hesalschem Wasaergesetz vor 

negativen Beeinträchtigungen zu schützen und extensiv ala Grünland zu nutzen. 

3. Bauordnungsrechtliche Vorschriften 
gern.§ 81 HBO In Verbindung mit§ 9 Abs. 4 BauGB 

3.1 Im Gewerbegebiet Ist die Höhe der Gebäude elnschlleßllch aller Dachaufbauten -auf 
12 m und In dar "Fläche tar dan Gemelnbedarf- Polizei" auf 15 m -Jeweils bezogen auf OK 
der vorgelagerten öffentllchen Verkehrafläche, zu begrenzen. 

3.2 Erforderliche Sichtfelder an der Bundeaatr"aße sind von alchtbehlndemden Nutzungen 
frelzuhaHen. Hier dürfen Sträucher und Einfriedungen eine Höhe von 0,80 m bezogen auf 
Fahrbahnoberkante nicht Qberschrelten. Zuläaslg sind Bäume als Hochatämme, auf 
2,50 m aufgeastet. 

4. Allgemeine Hinweise 

4.1 Für die ordnungagemäle Abführung dar häuslichen Abwäsaer sowie des anfallenden 
Nlederachlagawasse1'9 Ist die Entwässerungssatzung der Stadt Büdingen In Ihrer 
aktuellen Fasaung maßgebend. 

4.2 Bel Beptlallfungsmaßnahmen Im Bereich von Ver- und Entsorgungsleltungen sind 
ausreichende lftanzabstinde einzuhalten, damit Auswechslungen oder Reparaturen 
dieser Anlagen vorgenommen werden können. 

4.3 Die Nutzung der In der Planzelchnung zeichnerisch dargestellten Freihaltefläche für 
die vorhandene Grabenverrohrung Ist dahingehend aingnchrinkt, dass keine 
Hochbauten In dieser 4 m breHen Fläche zulässig sind . 

4.4 Der Bebauungsplan Hegt In der Zone II des Oberhesalschen Hellquellenschutzbezlrkes. 
Gemäß Schutzgebietsverordnung des Oberheaslschen Heilquellenschutzbezlrkes sind 
Bodeneingriffe mit mehr als 20 m nach Hessischem Wassergeaetz genehmigungspflichtig. 

4.5 Grundwasserhaftungen für baullche Anlagen sind grundsltzllch auf das unumgänglich 
notwendige Maß zu begrenzen. Einer ständigen Grundwuaerabaenkung und Ableitung 
kann nicht zugestimmt werden. 

4.6 Das Plangeblet tangiert Im Südosten das ausgewiesene Oberschwemmungageblet des 
Salzbachs. Die dort geltenden Verbote gern. Hessischem Wassergesetz sind zu beachten. 
Hlngewluen wtrd Insbesondere darauf, das■ In der zeichnerisch übernommenen 
Abgrenzung A'npffanzungen, die das Abflusaproffl negativ beeinflussen, zu vermelden 
sind. 

4. 7 Nlederschl1gawaaeer von weitgehend unverachmutzten Flächen Ist zu versickern, In 
Zisternen zu .,.,mein und als Brauchwasaer zu verwenden oder In den Salzbach 
abzuleiten, soweit wasserwlrtachaftllche oder guundheltllche Belange nicht 
entgegenstehen. 
Voraussetzung für die Verslckerung von Nlederachlagawaaaer Ist eine ausreichende 
Ourchllsslgkelt des Untergrundn sowie ein ausreichender Flurabstand des 
Grundwassers. Der Untergrund darf keine Schadstofflc:ontamlnatlonen aufwatsen. 
Entsprechende Untergrunduntersuchungen sind vor einer konkreten 
Versickerungaabslcht durchzuführen. Verslckerungen bedürfen der wauerrechtllchen 
Erlaubnis nach Hessischem Wassergesetz (Untere Wasserbehörde beim Landrat des 
Wetteraukrelses). 
Zur VerbeHerung der Relnlgungawlrkung aollte daa Nlederschlagswaaser oberflächlich 
über eine Bodenpa■1age versickert werden (Mulden./ Rlgolenverslckerung). Einer 
Schachtverslckerung wird von Selten der Unteren Wasserbehörde nicht zugestimmt. 
zur Sicherstellung der hygienlachen und alcherheltatechnlschen Belange bei der 
Verwertung von Niederschlagswasser aus Zlaternen sind die Anlagen nach den 
elnschliglgen technischen Regeln auszuführen und zu betr"elben (Erlass des Hass. 
Ministeriums, Arbeltablatt A 138). 

4.8 Zur Sicherstellung des Löschwasaerbedarfa wird die Bereitstellung der erforderlichen 
Löschwasaermenge gem. Verordnung sowie nach dem DVGW • Arbeltsblatt gefordert. 
Für den Einbau von Hydranten sind die Hydrantenrk:htllnlen elnzuhaHen. 

4.9 Nach Ausaage des Abfallwlrtschaftsbetrlebes de• Wetteraukrelses Ist darauf 
hinzuweisen, dau sich über 100 m nördllch des Plangebleta Altablagerungen befinden. 
Bel dem einen betroffenen Grundstück handelt es sich um ein ehemallges Gaswerk. Die 
andere Altlast wurde während des Planverfahrens gerade erkundet, hierbei handelt es 
sich um eine chemische Reinigung. Mögllcha Auswirkungen dleaer Altablagerungen auf 
das Plangeblet (Vorslchtamalnahmen bei Aushubarbelten und 
Wasserhaltungsmaßnahman etc.) sind Im Rahmen der Ausführungsplanung zu klären. 
Darüber hinaua besteht grundaitzllch die Möglichkeit, d■H bei Ausschachtungen bislang 
unbekannte Altablagerungen, Bodenkontaminationen oder aonstlge BHlntrichtlgungen 
angeachnltten werden. Dabei kann es sich u. U. um ausgasende, geaundhettagefährdende 
Stoffe handeln. Um Gefährdungen zu vermelden, sind bei neu entdeckten 
Bodenverunreinigungen unverzüglich da■ Reglarungsprisldlum Abt. Staatliches 
Umweltamt Frankfurt/M., die nächste Pollzeldlenstatella, der Maglatrat der Stadt Büdingen 
oder dar Abfallwlrtachaftsbetrieb des Wettaraukrelsn zu benachrichtigen, die weitere 
Vorgehenawelu lat abzuatlmmen. 
Der Im Rahmen von Baumaßnahmen anfallende Erdaushub Ist sorgfältig auf ggf. 
vorliegende Verunreinigungen zu prüfen. 

4.10 Bei Erdarbeiten können Jederzeit Bodendenkmäler wie Mauem und andere Funde, 
z.B. Scherben, Steingeräte und Skelettreste, entdeckt werden. Diese sind entsprechend 
Denkmalschutzgesetz unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege Heuen -
Abteilung Archäologische Denkmalpflege, der Unteren Denkmalschutzbehörde oder der 
Stadtverwaltung anzuzeigen. 

4.11 Durch bauliche Malnahmen bzw. geplante Bepflanzungen dürfen 
Straßenentwässerungeanlagan für die BundeHtrale nicht verändert bzw. In Ihrer 
Funktion beeinträchtigt werden. 
Dem Straßengelinde dürfen kelnerlel Abwässer, auch kein gefasates Regenwaaser 
zugeleitet werden. 
Forderungen Im Zusammenhang mH Emissionen, die von der Bundeutraße auagehen, 
können von der Straßenbauverwaltung nicht anerkannt werden. 
Innerhalb der entlang der Bundeutraße festgesetzten Bauverbotszone sind die Vorgaben 
de• Amtes für Straßen- und Verkehrswesen zu berückalchtigen. Damit sind Innerhalb der 
Bauverbotszone z.B. Werbeanlagen grundaätzllch auageschlosaen. 

Verfahrensvermerke 

Aufstellungsbeschluss gem.§ 2 BauGB durch die Stacttverordnetenversammlung vom 20.03.1998. 
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Bürgermeister 
Magistrat der Stadt Büdingen 

Beteiligung dar Träger öffentllcher Belange gern. § 4 BauGB bis Ende Februar 2002. Die Träger 
wurden durch Anschreibem vom 30.01.2002 zur Stellungnahme aufgefordert. 

Siegel Büdin

ic/ 
_6 

71-
003 

Bern Luft 
Bürgermeister 

Magistrat der Stadt Büdingen 

Frilhzeltlge Beteiligung der Bürger gern. § 3 Abs. 1 BauGB vom 22.07.2002 bis zum 02.08.2002. Die 
Gelegenheit zur Außerung und Erörterung wurde am 20.07.2002 amtlich bekanntgemacht. 
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Magistrat der Stadt Büdingen 

Öffentliche Aus egung der Planung gern.§ 3 Abs. 2 BauGB vom 05.08.2002 bis einschließlich 
06.09.2002. 

Genehmigungsvermerk gern. §10 Abs. 2 BauGB 

Darmstadt den 

Ortsüblich Bekanntmachung der Genehmigung und In Kraft getreten gern.§ 10 Abs. 3 BauGB 
am /3. /2-. 03 
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Magistrat der Stadt Büdingen 
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Geom,etrische Richtigkeit 
Es wird �scheinigt, dass die Grenzen und Bezeich­
nungen �E\I' Flurstücke mit dem Nachweis des 
Liegensch skatasters übereinstimmen. 
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Graben 

111111 Freihaltefläche für verrohrten Graben - s. textliche Hinweise 
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Stadt Büdingen - Stadtteil Büdingen 

Bebauungsplan Nr. 19 "Reichardsweide" 
Teilbereich 1 - mit integriertem Landschaftsplan 
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